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TECHNOLOGIEPOLITIK

Der Schnelle Brüter: Ein Lernprozeß
OttO|Keck, Berlin

Nach zwölfjähriger Bauzeit steht der Schnelle Brüter in Kalkar kurz vor seiner Fertigstellung. Ob er nun tat
sächlich in Betrieb genommen werden soll, ist heftig umstritten. Welche Lehren sind aus dem Verlauf des 
Schnell-Brüter-Projektes für die staatliche Technologiepolitik zu ziehen?

A nfänglich erschien der Schnelle Brüter als ein tech
nisches Wunder, das sogar den uralten Traum vom 

Perpetuum mobile noch zu übertreffen versprach. 
Heute jedoch, rund 25 Jahre und 10 Milliarden Mark spä
ter, können wir nicht mehr an der Erkenntnis vorbei, daß 
diese Technik in planungsrelevanten Zeiträumen nicht 
wirtschaftlich werden wird. Auch die volkswirtschaftli
chen Vorteile, die für den Brüter bemüht werden, wie 
etwa die Vorsorge gegen die langfristige Erschöpfung 
der Uranvorräte oder die Absicherung gegen kurzfri
stige Lieferunterbrechungen auf dem Weltmarkt für 
Uran, halten einer kritischen Überprüfung nicht stand'.

Die Bundesregierung steht nun vor der unangeneh
men und für die Beteiligten oft schmerzhaften Aufgabe, 
ein Großprojekt, das sich als wirtschaftlich sinnlos her
ausgestellt hat, mit möglichst geringen politischen Ko
sten zu Ende zu bringen. Ferner stellt sich die Frage, ob 
aus dem Mißerfolg dieses Projekts Konsequenzen für 
die Technologieförderung im allgemeinen zu ziehen 
sind.

Ein mehrjähriges Forschungsprojekt, in dem der Au
tor anhand von Interviews mit Beteiligten und gestützt 
auf die Akten der zuständigen Beratungsgremien die 
einzelnen Entscheidungen in diesem Projekt unter
suchte, führte zu dem Ergebnis, daß Herstellerfirmen 
und Elektrizitätsgesellschaften die wirtschaftlichen Aus
sichten des Brüters von Anfang an skeptisch beurteilt 
habend Doch bei den Entscheidungen über die staatli
che Förderung kam diese Skepsis nicht zum Tragen. In 
aller Regel behielten die Firmen ihre Einschätzungen 
für sich. In den seltenen Fällen, in denen sie sich kritisch
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äußerten, wurden sie von den Wissenschaftlern in den 
staatlichen Forschungszentren und den Beamten im Mi
nisterium nicht ernst genommen.

Der Physikertraum

Bis in die Mitte der sechziger Jahre war die Entwick
lung des Schnellen Brüters ausschließlich ein Projekt 
des Kernforschungszentrums Karlsruhe. Finanziert 
wurde es vom Bundesatomministerium und der Euro
päischen Atomgemeinschaft. Das Kernforschungszen
trum selbst war zwar eine gemeinsame Gründung von 
Staat und Industrie, aber daraus läßt sich kein Interesse 
der Industrie an der Forschungstätigkeit des Zentrums 
ableiten. Der Staat, d. h. der Bund und das Land Baden- 
Württemberg, finanzierte die Hälfte der Baukosten des 
Forschungsreaktors FR 2 und darüber hinaus die ge
samten Betriebskosten und ein schnell anwachsendes 
Investitionsprogramm für den Ausbau des Zentrums.

Um den fast 100 Wissenschaftlern und Ingenieuren, 
die den FR 2 entworfen hatten, die Entlassung zu erspa
ren und um dem Zentrum überhaupt eine sinnvolle Auf-

' Der Autor tiat die Wirtsctiaftlichkeit des Sctinellen Brüters in folgen
den Publikationen untersucht: O. K e c k :  Fast Breeder Reactor Deve
lopment in West Germany. An Analysis of Government Policy, Disserta
tion, University of Sussex, 1977; d e r s . :  The West German Fast Bree
der Programme. A Case Study in Governmental Decision flaking, in: 
Energy Policy 8 (1980), 8. 277-292; d e r s . :  Fast Breeder Reactors. 
Can We Learn From Experience?, in: Nature 294 (1981), S. 205-208; 
d e r s  . :  Policymaking in a Nuclear Program: The Case of the West Ger
man Fast Breeder Reactor, Lexington, fvlass. and Toronto, Lexington 
Books 1981 (deutsche Übersetzung: Der Schnelle Brüter, Frankfurt am 
fVlain: Campus, 1984). Zur wirtschaftlichen Bewertung des Brüters vgl. 
auch H.A. F e IV e s 0 n et al.: Fission Power, An Evolutionary Strategy, 
in: Science 203 (1979), S. 330-337; B. G. C h o w : Comparative Econo
mics of the Breeder and Light Water Reactor, in: Energy Policy 8 (1980), 
s. 293-307; D. F i n 0 n : FastBreeder Reactors. The End of a Myth?, in: 
Energy Policy 10 (1982), 8, 305-321; A. von B ü I o w : Der Schnelle 
Brüter hat keine Chance, in: Der Spiegel, 7. März 1983, S. 84-92; K. 
T r a u b e :  Plutonium-Wirtschaft?, Das Finanzdebakel von Brutreaktor 
und Wiederaufarbeitung, Reinbek: Rowohlt Taschenbuchverlag, 1984.

 ̂ Siehe die Literaturhinweise in Anm. 1.
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gäbe zu geben, begann man 1960 mit der Entwicklung 
des Schnellen Brüters. Wie die Industrie dieses Projekt 
einschätzte, deutete sich zum ersten Mal an, als die 
Karlsruher Projektleitung Ende 1960 dem zuständigen 
Beratungsgremium des Atomministeriums ein Arbeits
programm für drei Jahre mit Ausgaben in Höhe von 25 
Mill. DM zur Genehmigung vorlegte. Das Beratungsgre
mium akzeptierte dieses Programm zwar mit einigen 
Auflagen und Einschränkungen, aber es stellte aus
drücklich fest, die Möglichkeit werde eingerechnet, daß 
sich am Ende der drei Jahre ergebe, daß das Projekt fal
lengelassen werden müsse. Diese Feststellung zeigt, 
daß die Berater des Ministeriums aus den Bereichen der 
Industrie und der Universitäten keineswegs der Faszi
nation des Physikertraums vom Brüter erlagen, sondern 
recht nüchtern an die Sache herangingen.

Doch im Fortgang des Entscheidungsprozesses blieb 
diese nüchterne Einstellung ohne Konsequenz, da die 
Europäische Atomgemeinschaft beträchtliche Mittel für 
die Schnellbrüterprojekte der Mitgliedsländer anbot. 
Ohne jede weitere Diskussion der wirtschaftlichen Aus
sichten des Schnellen Brüters wurden die geplanten 
Projektausgaben von 25 auf 250 Mill. DM erhöht und 
das Projekt bis 1967 verlängert.

Was die deutschen Reaktorbaufirmen und Elektrizi
tätsgesellschaften vom Brüter hielten, tra f erst dann w ie
der zu Tage, als die nächste Phase des Projekts, der 
Entwurf von zwei großen Prototypkraftwerken, zur Ent
scheidung anstand. Im Jahr 1965 machte das Kernfor
schungszentrum Karlsruhe den Vorschlag, möglichst 
frühzeitig zwei Prototypkraftwerke von 300 MW zu ent
werfen, eines vom Typ des dampfgekühlten und eines 
vom Typ des natriumgekühlten Schnellen Brüters. Auf 
Anregung der Projektleitung bildeten die deutschen Re
aktorhersteller für jeden der beiden Typen ein Konsor
tium.

Die Projektleitung selbst legte im Oktober 1965 den 
Beratungsgremien ein Papier vor, das ihren Vorschlag 
im wesentlichen mit zwei Argumenten rechtfertigte. Ein
mal verwiesen die Karlsruher Wissenschaftler auf die 
aggressive amerikanische Konkurrenz; Im September 
1964 hatte die Firma General Electric verlauten lassen, 
sie werde bereits 1974 kommerzielle Schnellbrüterkraft
werke anbieten. Zweitens legten die KarlsruherWissen- 
schaftler eigene Stromkostenschätzungen vor, nach de
nen der Schnelle Brüter bereits in den siebziger Jahren 
den Strom 15 % billiger erzeugen würde als der Leicht
wasserreaktor

Die größeren deutschen Reaktorhersteller und die 
Elektrizitätsgesellschaften betrachteten die Verlautba
rung von General Electric als „sales talk“ . Die Karlsru
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her Stromkostenschätzungen waren in ihren Augen ein 
nicht ernst zu nehmendes Zahlenspiel. Doch in dem Be
ratungsgremium des Wissenschaftsministeriums brach
ten die Repräsentanten der Industrie diese Einschät
zung nicht zur Sprache.

Einschätzung der Industrie

Daß die Einschätzung der Industrie nicht gänzlich ver
borgen blieb, haben wir dem Zufall zu verdanken, daß in 
der Endphase des Entscheidungsprozesses, wohl auf 
Drängen des Finanzministeriums, die Frage aufgewor
fen wurde, ob die Reaktorhersteller und die Elektrizitäts
gesellschaften einen finanziellen Beitrag zu den Kosten 
der Entwicklungsarbeiten leisten sollten. Im Dezember 
1965 erklärte ein Vertreter der Elektrizitätsgesellschaf
ten, es wäre verfrüht, mit einem finanziellen Beitrag von 
ihnen zu rechnen. Im Mai 1966 beantwortete ein Berater 
des Ministeriums aus dem Bereich der Herstellerindu
strie die Frage nach der Eigenbeteiligung mit dem Hin
weis, daß zur Zeit das Projekt noch große Unsicherhei
ten in sich berge und man keine Beteiligung erwarten 
dürfe, solange eine wirtschaftliche Nutzung noch nicht 
abzusehen sei.

In den späten sechziger Jahren kam bei einigen Be
amten im Forschungsministerium zum ersten Mal der 
Eindruck auf, daß man sich bei der Technologieförde
rung nicht einfach auf das Wort der Industrie verlassen 
kann, sondern die finanzielle Eigenbeteiligung als He
bel benutzen muß, um herauszufinden, was die Indu
strie wirklich von den wirtschaftlichen Aussichten eines 
Projekts hält. Als 1969 das Ministerium entschied, die 
Entwurfsarbeiten für den dampfgekühlten Schnellen 
Brüter einzustellen, setzte es diesen Hebel bewußt ein 
und stellte die beteiligten Firmen vor die Alternative, ent
weder sich in Zukunft mit eigenem Geld an den Entwick
lungskosten zu beteiligen oder der Einstellung der Ar
beiten zuzustimmen. Die Firmen erklärten sich darauf
hin mit der Einstellung der Arbeiten einverstanden.

Kosmetische Eigenbeteiligung

Beim Baubeschluß für den SNR-300 im Jahr 1972 
wurde zwar eine Eigenbeteiligung der Industrie vorge
sehen, doch bei näherem Hinsehen erweist sich diese 
weitgehend als kosmetisch. Am bauzugehörigen For
schungs- und Entwicklungsprogramm beteiligten sich 
die Herstellerfirmen mit 10,5 Mill. DM. An den Bau
kosten, soweit diese die Obergrenze von 1 Mrd. DM 
überschritten, übernahmen sie eine stufenweise wach
sende Eigenbeteiligung von insgesamt maximal 44 Mill. 
DM. Doch zumindest die letztere Eigenbeteiligung ist 
rein buchungstechnischer Natur, da die Lieferverträge 
eine Gewinnmarge von 5 bis 7 % vorsehen und aus
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drücklich die IVlöglichkeit einräumen, daß die Industrie 
ihre Eigenbeteiligung aus dem Gewinn finanziert, den 
sie an den Lieferungen verdient. Immerhin ist laut Ver
trag der nach Abzug der Eigenbeteiligung verbleibende 
Gewinn an den Staat zurückzuzahlen. Im Laufe der Fi
nanzierungsverhandlungen der Jahre 1981 bis 1983 er
höhte die Herstellerindustrie ihre Eigenbeteiligung. Von 
den die Obergrenze von 5 Mrd. DM übersteigenden Ko
sten übernahm sie nun maximal 300 Mill. DM. Es ist 
nichts davon bekannt, daß die ursprüngliche Regelung, 
nach der diese Eigenbeteiligung aus dem Gewinn bei 
den Baulieferungen finanziert werden kann, außer Kraft 
gesetzt wurde.

Auch die Elektrizitätsgesellschaften beteiligten sich 
mit eigenem Geld an den Baukosten des SNR-300. In 
den Verhandlungen, die dem Baubeschluß vorangin
gen, boten sie ursprünglich 100 Mill. DM an. Gleichzeitig 
ließen sie sich aber vom Staat im Rahmen des Risikobe
teiligungsvertrages die Abschreibung und Verzinsung 
dieses Kapitals garantieren. Eine solche Eigenbeteili
gung ist also weitgehend eine vertragstechnische Fas
sade. Erst in der Endphase der Vertragsverhandlungen 
legten die Elektrizitätsgesellschaften noch einmal 20 
Mill. DM zu, die sie dann praktisch als verlorenen Zu
schuß betrachten mußten.

Als im Fortgang des Projekts die Baukosten stiegen, 
erhöhten die Elektrizitätsgesellschaften bis 1980 regel
mäßig ihren Eigenbeitrag entsprechend ihrem ursprüng
lichen prozentualen Anteil. Bei den Finanzierungsver
handlungen der Jahre 1981 bis 1983 begrenzten dann 
die beteiligten belgischen und niederländischen Elektri

zitätsgesellschaften ihren Beitrag auf die bis dahin ein
gegangenen Verpflichtungen. Deutsche Elektrizitätsge
sellschaften jedoch sagten einen zusätzlichen Zuschuß 
von 1,16 Mrd. DM zu. Daß es dem Staat gelang, die Elek
trizitätsgesellschaften zu dieser beträchtlichen Erhö
hung ihres Eigenbeitrags zu bewegen, ist darauf zurück
zuführen, daß man befürchtete, ein Abbruch des Projek
tes werde in der Öffentlichkeit als Sieg der Kernener
gieopposition gewertet und würde dieser neuen Auftrieb 
geben.

Handfeste Nachteile

Solange der Staat ein Projekt vollständig mit öffentli
chen Mitteln finanziert, haben die beteiligten Firmen kei
nen Anreiz, ihn wissen zu lassen, daß das Projekt ihrer 
Einschätzung nach ein ökonomischer Mißerfolg wird. 
Diese Informationsblockade ist ein allgemeines Pro
blem in der staatlichen Technologieförderung. Bei den 
Förderungsentscheidungen sind die Hauptquellen des 
Sachverstandes jene Organisationen, die durch den 
Bau und Betrieb von Anlagen direkte Erfahrungen auf 
dem Gebiet der entsprechenden Technik haben, bei 
Kernkraftwerken also konkret die Reaktorbaufirmen 
und die Elektrizitätsgesellschaften. Staatliche For
schungszentren und das verantwortliche Ministerium 
sind bei der ökonomischen Bewertung neuer Technolo
gien auf die Informationen der Hersteller und Betreiber 
angewiesen. Die staatliche Technologieförderung hat 
lange verkannt, daß diesen Unternehmen handfeste 
Nachteile entstehen können, wenn sie die Auffassung 
äußern, daß die geförderte Technologie keine Aussicht 
hat, je wirtschaftlich genutzt zu werden.

BUNDESANSTALT FÜR GEOWISSENSCHAFTEN UND ROHSTOFFE (BGR) 
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Zunächst einmal muß man sich vergegenwärtigen, 
daß sich eine Firma nichts Gutes tut, wenn sie staatliche 
Subventionen ablehnt. Unabhängig davon, ob ein staat
lich finanziertes Entwicklungsprojekt vorhersehbar im 
Mißerfolg endet, bedeutet es für die ausführende Firma 
Umsatz und Gewinn. Eine Firma, die sich nicht beteiligt, 
hat Nachteile gegenüber ihren Konkurrenten^.

Ferner muß eine Firma bedenken, daß sie sich allen 
möglichen Verdächtigungen aussetzt, wenn sie die w irt
schaftlichen Aussichten eines staatlich geförderten Pro
jekts in Zweifel zieht. Da ist zunächst der noch relativ 
milde Vorwurf der Rückständigkeit. Eine Reaktorbau
firma, die Mitte der 60er Jahre gegenüber den Wissen
schaftlern in den staatlichen Forschungszentren die 
Auffassung vertreten hätte, der Brüter habe keine wirt
schaftlichen Aussichten, hätte damit nicht Dank, son
dern Hohn geerntet. Die Wissenschaftler hätten sich da
durch keineswegs von ihrenTräumen abbringen lassen.

Wenn eine Firma die schlechten wirtschaftlichen Er
folgsaussichten eines Projekts entblößt, werden die zu
ständigen Entscheidungsträger überdies in aller Regel 
nicht ein Interesse der Firma vermuten, dem Staat un
nütze Ausgaben zu ersparen. Eher wird man der Firma 
die Absicht unterschieben, eine volkswirtschaftlich wün
schenswerte Technologie zu blockieren, um ihre gegen
wärtigen Märkte zu schützen. Dieser Verdächtigung be
gegnet man oft in akademischen Analysen staatlicher 
Technologieförderung und in politischen Auseinander
setzungen.

Schließlich läßt sich eine ernsthafte Projektbewer
tung nicht durchführen, ohne daß man implizit oder ex
plizit die Bewertung anderer Organisationen kritisiert. 
Firmen, die an einem Projekt verdienen, betrachten sol
che Kritik allgemein als einen unfreundlichen Akt. 
Warum sollte eine Firma ihre Beziehungen zu anderen 
Firmen einer solchen Belastung aussetzen, nur um den 
Staat von einem unwirtschaftlichen Projekt abzuhalten?

Auch bei den Elektrizitätsgesellschaffen kann es Si
tuationen geben, in denen es ihren eigenen Interessen 
zuwiderläuft, die wirtschaftlichen Aussichten eines 
staatlich geförderten Kraftwerks in Zweifel zu ziehen. 
Man hört oft den Vorwurf, die deutschen Elektrizitätser
zeuger seien technisch konservativ. D iese r- in solch all
gemeiner Form unberechtigte -  Vorwurf geht in die An
fangszeit der Kernenergie zurück, als die Elektrizitäts
gesellschaften sich gegen eine überstürzte Einführung 
der Kernenergie sperrten und auch einige wirtschaftlich 
fragwürdige Reaktorprojekte des ersten staatlichen Re
aktorprogramms von 1957 zu Fall brachten. Gedankt 
hat es ihnen niemand. Im Gegenteil, es schädigte ihren
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Ruf und führte schließlich auch dazu, daß sie von der 
Planung und Durchführung des zweiten Reaktorpro
gramms von 1960 ausgeschlossen wurden. Ihr anfängli
ches Zögern bei der Einführung der Kernenergie rief in 
den Beratungsgremien des damaligen Atomministe
riums sogar Stimmen auf den Plan, die forderten, die 
Kernenergie gegen den Widerstand der Elektrizitätsge
sellschaften durchzusetzen und notfalls die nukleare 
Stromerzeugung zu verstaatlichen.

Sinnlose Schuldzuweisungen

Vor diesem Hintergrund läßt sich der Verlauf des Pro
jekts Schneller Brüter rekonstruieren, ohne daß man an
nehmen muß, die deutschen Reaktorhersteller oder die 
Elektrizitätsgesellschaften wären je von guten wirt
schaftlichen Aussichten dieses Vorhabens überzeugt 
gewesen. Natürlich gibt es viele öffentliche Äußerungen 
von Herstellerfirmen und Elektrizitätsgesellschaften, in 
denen die Brüterentwicklung befürwortet wird. Einige 
dieser Äußerungen datieren aus den fünfziger Jahren, 
als Reaktorbaufirmen und Elektrizitätserzeuger noch 
kaum eigene Erfahrungen mit der Kernenergie gemacht 
hatten und als Physiker, sei es in den Firmen selbst, sei 
es als deren Berater, noch ein Monopol auf die Rolle des 
Kernenergieexperten hatten. Spätere Äußerungen kön
nen als „Pflichtübungen“ bei einem staatlich geförder
ten Projekt betrachtet werden.

Bei einer Lernerfahrung, wie sie im Laufe des Projek
tes Schneller Brüter gemacht wurde, muß man sich 
grundsätzlich vor Schuldzuweisungen hüten. Den Wis
senschaftlern in den staatlichen Forschungszentren 
und den Beamten im Ministerium kann man keinen Vor
wurf daraus machen, daß sie anfänglich naiv an die Sa
che herangingen. Wer außerhalb der Herstellerindustrie 
und der Elektrizitätsgesellschaften war damals ohne 
Naivität, der Bundestag etwa oder die über Technolo
giepolitik schreibenden Sozialwissenschaftler oder die 
Medien oder die Öffentlichkeit? Auch den Herstellerfir
men ist nicht vorzuwerfen, daß sie ihre Skepsis zurück
hielten. Es ist widersprüchlich, wenn der Staat einer
seits die Firmen gegeneinander konkurrieren läßt und 
andererseits von ihnen enwartet, daß sie Nachteile im 
Konkurrenzkampf in Kauf nehmen, um den Staat von ei
nem sinnlosen Projekt abzuhalten. Und auch den Elek
trizitätsgesellschaften ist kaum anzulasten, daß sie ih
ren Konflikt mit dem Staat in Grenzen hielten und sich 
nicht stärker gegen ein fragwürdiges Projekt stemmten.

 ̂ Für eine theoretische Aufarbeitung dieser Zusammenhänge und der 
daraus resultierenden Politikempfehlung vgl. O. K e c k :  The Theory of 
White Elephants. A Rational Choice Explanation of Policy Failures in 
Government Support for Civilian Technology, Wissenschaftszentrum 
Berlin, discussion paper lIUG-dp 85-11, Mai 1985.
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Für die Technologieförderung im allgemeinen kann 
man aus den Erfahrungen des Projekts Schneller Brüter 
die Konsequenz ziehen, daß der Staat die finanzielle Ei
genbeteiligung der Industrie als Prüfstein einsetzen 
muß, um herauszubekommen, was die Industrie wirk
lich von den wirtschaftlichen Aussichten eines Projektes 
hält. Allerdings ist der Prüfstein der finanziellen Eigen
beteiligung der Wirtschaft nur in einem Teilbereich der 
Technologiepolitik brauchbar: Dort, wo der Staat die Ent
wicklung ziviler Technologien subventioniert mit dem 
Ziel, die internationale Konkurrenzfähigkeit der Indu
strie zu sichern. In anderen Bereichen der Technologie
politik wie etwa bei manchen Technologien für den Um
weltschutz ist dieser Prüfstein nicht anwendbar.

Lehren

Für das Brüterprojekt selbst hat die Bundesregierung 
die Konsequenz gezogen, daß sie zum Bau des als 
Nachfolgeprojekt zum SNR-300 geplanten Demonstra
tionskraftwerks großer Leistung keine staatlichen För
dermittel geben will. Doch ob diese Worte in die Tat um
gesetzt werden, bleibt abzuwarten. Einerseits sagt die 
Bundesregierung, die Entwicklung und der Bau derfort- 
geschrittenen Reaktoren seien nunmehr Aufgabe der 
Privatwirtschaft, andererseits hat sie die Fördermittel für 
die Weiterentwicklung des Schnellen Brüters von Jahr 
zu Jahr erhöht. Laut Bundeshaushaltsplan 1985 sollen 
dafür insgesamt 433,7 Mill. DM bereitgestellt werden. 
Diese Mittel sollten meines Erachtens gestrichen oder 
wenigstens auf die bisher gemachten Zusagen redu
ziertwerden.

Auch beim SNR-300 könnte der Staat seine Förde
rung auf die bisher eingegangenen Zusagen begrenzen 
und das weitere den Elektrizitätsgesellschaften über
lassen. Die Investitionen für dieses Kraftwerk stellen 
jetzt verlorene Kosten dar. Geht man davon aus, daß die

Sicherheitsrisiken des Schnellen Brüters akzeptierbar 
sind, dann könnte die Entscheidung, ob der SNR-300 in 
Betrieb genommen werden soll oder nicht, rein nach be
triebswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Aber wegen 
des hohen politischen Symbolwerts dieses Kraftwerks 
für die Kernenergieopposition wird man wohl damit zu 
rechnen haben, daß nicht nur nach wirtschaftlichen, 
sondern auch nach politischen Kriterien entschieden 
werden wird.

Nachdem nun offensichtlich geworden ist, daß der 
Schnelle Brüter keine wirtschaftlichen Aussichten hat, 
sollte die Bundesregierung auch ihre Entscheidung für 
den Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers
dorf überdenken. Die direkte Endlagerung ist eine ko
stengünstigere Alternative für die Entsorgung als die 
Wiederaufarbeitung“*. Das aus der Wiederaufarbeitung 
gewonnene Plutonium läßt sich bei den für die nähere 
Zukunft absehbaren Uranpreisen weder in Schnellen 
Brütern noch in Leichtwasserreaktoren wirtschaftlich 
verwenden. Die Elektrizitätsgesellschaften sind jedoch 
zu der unwirtschaftlichen Investition in eine Wiederauf
arbeitungsanlage gezwungen, solange der Staat diese 
als Entsorgungsnachweis nach dem Atomgesetz for
dert. Es steht dem Staat schlecht an, die Elektrizitätsge
sellschaften per Gesetz dazu zu zwingen, ihren Kunden 
Milliardenbeträge aus den Taschen zu ziehen und zum 
Fenster hinauszuwerfen. Zu lange hat der Staat sich 
beim Brüter und, im Zusammenhang damit, bei der Wie
deraufarbeitung von Physikerträumen irreleiten lassen. 
Anders als in Kalkar haben wir in Wackersdorf noch die 
Chance, den wirtschaftlichen Realitäten ins Auge zu se
hen, bevor Milliarden unwiederbringlich verloren sind.

Vgl. dazu B. G. C h o w , a.a.O.; D. F i n o n , a.a.O.; K. T r a u b e ,  
a.a.O.; W. 8 1 o 11: Argumente zur Schließung des Brennstoffkreislaufs 
durch Wiederaufarbeitung, in: Atomwirtschaft 27 (1983), 8. 75-80; D. 
S c h m i t t :  Wiederaufarbeitung von abgebrannten Kernbrennstoffen?, 
in: WIRTSCHAFTSDIENST, 65. Jg. (1985), H. 3, S. 123-128.
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